
Seite 1/6

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Lieferungen
und Leistungen der M.TEC ENGINEERING GmbH

I. Allgemeines, Geltungsbereich

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen („AGB“)
gelten für alle unsere Lieferungen und Leistungen
und für alle aus einem Schuldverhältnis mit dem
Kunden resultierenden Pflichten.

2. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende
Einkaufsbedingungen des Kunden werden nur dann
und nur insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer
Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben.
Diese AGB gelten auch dann ausschließlich, wenn
wir in abweichender, entgegenstehender oder er-
gänzender Geschäftsbedingungen des Kunden die
Leistung oder Lieferung an den Kunden vorbehaltlos
erbringen bzw. ausführen.

3. Diese AGB gelten nur gegenüber Unternehmern im
Sinne von § 14 BGB, juristischen Personen des
öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Son-
dervermögen. Sie gelten nicht gegenüber Verbrau-
chern gemäß § 13 BGB. Sie sind Bestandteil eines
jeden zwischen uns und dem jeweiligen Kunden ab-
geschlossenen Vertrages, sofern und soweit im Ein-
zelfall nicht ausdrücklich anders vereinbart. Sie gel-
ten auch für alle zukünftigen Geschäfte mit dem
Kunden, auch wenn künftig nicht ausdrücklich auf
diese AGB Bezug genommen wird.

4. Sämtliche zwischen uns und dem Kunden zwecks
Auftragsdurchführung getroffenen Vereinbarungen,
soweit nicht ausdrücklich schriftlich etwas anderes
vereinbart ist, sind in den Auftragsbestätigungen
und diesen AGB schriftlich niedergelegt.

II. Vertragsschluss/Änderungen des Vertrages

1. Unsere Angebote sind freibleibend. Ein Vertrag mit
uns kommt erst zustande, wenn der Kunde unser
Angebot vorbehaltlos annimmt oder ihm unsere
schriftliche Auftragsbestätigung zugeht oder wir mit
der Ausführung der Lieferung oder Leistung begin-
nen. Erteilen wir eine schriftliche Auftragsbestäti-
gung, so ist diese für Inhalt und Umfang des Vertra-
ges maßgeblich, sofern nicht ausdrücklich etwas an-
deres vereinbart ist.

2. Änderungen, Nebenabreden und Ergänzungen so-
wie etwaige Beschaffenheitsvereinbarungen oder
die Übernahme von Garantien bedürfen zu ihrer
Wirksamkeit einer ausdrücklichen schriftlichen Ver-
einbarung.

III. Auftragsdurchführung

1. Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart
wurde, hat der Liefer- oder Leistungsgegenstand nur
die vertraglich ausdrücklich festgelegten Eigen-
schaften, technischen Daten etc. aufzuweisen; die-
se stellen nur dann Garantieübernahmen dar, wenn
wir ausdrücklich erklären, verschuldensunabhängig

hierfür einstehen zu wollen, oder wenn sie von uns
ausdrücklich als solche bezeichnet werden; Garan-
tieerklärungen müssen schriftlich abgegeben wer-
den, um wirksam zu sein. Wir behalten uns vor, tech-
nische und gestalterische Abweichungen von Be-
schreibungen und Angaben in unseren Prospekten,
Katalogen oder ähnlichen Verkaufsunterlagen vor-
zunehmen und (Teil-)Produkte gegen technisch
gleichwertige oder bessere auszutauschen, ohne
dass der Kunde hieraus Rechte gegen uns herleiten
kann. Derartige Beschreibungen und Angaben so-
wie Werbeaussagen (auch des Herstellers) beinhal-
ten keine Garantieerklärungen. Soweit sich nicht
aus gesetzlichen Vorschriften etwas anderes ergibt,
schulden wir Beratung nur insoweit, als diese von
uns als vertragliche Hauptpflicht übernommen wur-
de.

2. Bei der Lieferung von Software gehören, soweit
nicht ausdrücklich anders vereinbart, Weiter- und
Neuentwicklungen von Software (Updates und Up-
grades) nicht zum Lieferumfang und der Quellcode
und die Dokumentation verbleibt bei uns.

3. Der Kunde hat uns alle für die Durchführung unserer
Lieferung und/oder Leistung relevanten Umstände
vollständig zur Kenntnis zu geben. Wir sind nicht
verpflichtet, vom Kunden zur Verfügung gestellte
Daten, Informationen oder sonstige Leistungen auf
ihre Vollständigkeit und Richtigkeit hin zu überprü-
fen, soweit hierzu unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Umstände des Einzelfalls kein Anlass besteht
oder die Pflicht zur Überprüfung nicht ausdrücklich
als vertragliche Pflicht übernommen wurde. Soweit
Arbeiten beim Kunden durchgeführt werden, sind
unseren Mitarbeitern unentgeltlich die jeweils benö-
tigten Arbeitsplätze und Arbeitsmittel zur Verfügung
zu stellen.

4. Werden wir außerhalb unseres Betriebsgeländes tätig,
so obliegen dem Kunden alle zur Erfüllung von Ver-
kehrssicherungspflichten notwendigen Maßnah-
men, soweit sich nicht aus der Natur der Sache oder
einer Vereinbarung mit dem Kunden etwas anderes
ergibt. Wir sind berechtigt, die Durchführung unserer
Lieferung und/oder Leistung zu verweigern, solange
die notwendigen Maßnahmen nicht getroffen wer-
den.

5. Ungeachtet unserer fortbestehenden Verantwortung
für die Erfüllung vertraglich geschuldeter Leistungen
sind wir uneingeschränkt berechtigt, Dritte in die
Vertragserfüllung einzuschalten. Soweit Mitarbeiter,
deren Einsatz vertraglich vereinbart wurde, durch
von uns nicht zu vertretende Gründe verhindert sind,
dürfen wir diese durch andere geeignete Mitarbeiter
ersetzen.

IV. Mitwirkungspflichten des Kunden bei Entwick-
lungs-, Herstellungs- und Beratungsleistungen

1. In Entwicklungsprojekten setzt das Gelingen regel-
mäßig eine enge Kooperation zwischen dem Kun-
den und uns voraus. Die Vertragsparteien verpflich-
ten sich deshalb zu gegenseitiger Rücksichtnahme,
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umfassender und unverzüglicher Information sowie
vorsorglicher Warnung vor Risiken und Schutz ge-
gen störende Einflüsse auch von dritter Seite.

2. Der Kunde übernimmt es als wesentliche Vertrags-
pflicht, dafür zu sorgen, dass alle vereinbarten Mit-
wirkungs- und Beistellungsleistungen in der erfor-
derlichen Qualität und zu den vereinbarten bzw. zur
Projektrealisierung erforderlichen Terminen ohne
zusätzliche Kosten für uns erbracht werden. Soweit
dies zum Projekterfolg erforderlich ist, wird er insbe-
sondere eigenes Personal in ausreichendem Um-
fang sowie kompetente Ansprechpartner für die Ge-
samtdauer des Projektes zur Verfügung stellen. So-
weit im Pflichtenheft oder an anderer Stelle des Ver-
trages Anforderungen an Außensysteme formuliert
sind, die vom Kunden oder von Dritten betrieben
werden, steht der Kunde uns gegenüber dafür ein,
dass diese Anforderungen erfüllt werden.

3. Erweisen sich Informationen oder Unterlagen des
Kunden als fehlerhaft, unvollständig, nicht eindeutig
oder objektiv als nicht ausführbar, wird er unverzüg-
lich nach Mitteilung durch uns die erforderlichen Be-
richtigungen und/oder Ergänzungen vornehmen.
Von uns angezeigte Mängel oder Funktionsstörun-
gen beigestellter Leistungen und Komponenten wird
der Kunde unverzüglich beheben bzw. beheben las-
sen.

V. Nutzungsrechte

1. Bei der Lieferung von im Rahmen eines Kundenauf-
trages erarbeiteten Ergebnissen (beispielsweise
Konzepten, Konstruktionszeichnungen, Software
oder ähnlichem) räumen wir – soweit nicht vertrag-
lich ausdrücklich etwas anderes geregelt ist – dem
Kunden ein einfaches, d.h. nicht ausschließliches
Nutzungsrecht an den Ergebnissen ein. Die Ausge-
staltung des Nutzungsrechtes richtet sich in zeitli-
cher, räumlicher und inhaltlicher Hinsicht nach der
jeweiligen vertraglichen Vereinbarung. Haben die
Vertragsparteien eine ausdrückliche vertragliche
Vereinbarung nicht getroffen, so richtet sich der Um-
fang der Rechteeinräumung an den Kunden nach
dem jeweiligen Vertragszweck. Das heißt, dem Kun-
den werden die Rechte in dem für die ordnungsge-
mäße Vertragsdurchführung erforderlichen Umfang
eingeräumt; § 31 Abs. 5 UrhG findet entsprechende
Anwendung.

2. Soweit die Arbeitsergebnisse nicht von uns erarbei-
tet wurden, vermitteln wir regelmäßig lediglich einen
Vertrag mit dem Fremdanbieter. Der Kunde erkennt
deshalb die mitgelieferten Nutzungsbedingungen
des Fremdherstellers an, auf die wir ausdrücklich
hinweisen; diese sind für den Umfang der Rechte-
einräumung durch den Fremdanbieter allein maß-
geblich.

3. Eigentums- und Nutzungsrechte an den von uns er-
stellten Arbeitsergebnissen gehen – unabhängig
vom Umfang der Rechteeinräumung – in jedem Fal-
le erst mit vollständiger Bezahlung des Gesamtauf-
trages auf den Kunden über.

4. Der Kunde verpflichtet sich, die von uns erbrachten
Leistungen nur insoweit zu verwenden, als er ge-
mäß vorstehenden Ziffern V.1 bis V.3 in Verbindung
mit der jeweiligen vertraglichen Vereinbarung hierzu
berechtigt ist. Dabei ist es unerheblich, ob die von
uns im Einzelfall erbrachte Leistung einem rechtli-
chen Schutz durch das Urheberrechtsgesetz oder
anderen Schutzgesetzen unterliegt.

5. Die Weiterübertragung eingeräumter Nutzungsrech-
te an Dritte und/oder Mehrfachnutzungen sowie die
Erteilung von Unterlizenzen ist, soweit vertraglich
nicht anders vereinbart, vergütungspflichtig und be-
darf unserer vorherigen schriftlichen Einwilligung im
Einzelfall.

VI. Fristen und Termine

1. Eine Terminplanung sowie Meilensteine in einem
Projekt dienen als Orientierung im Ablaufplan des
Projektes. Termine haben ausschließlich dann ver-
bindlichen Charakter, wenn sie ausdrücklich als ver-
bindliche Termine vereinbart werden; diese Verein-
barung muss schriftlich erfolgen, um wirksam zu
sein. Soweit mit uns keine verbindlichen Fristen und
Termine vereinbart wurden, geraten wir erst dann in
Verzug, wenn der Kunde uns zuvor ergebnislos eine
angemessene Nachfrist zur Erbringung der geschul-
deten Lieferung oder Leistung gesetzt hat. In jedem
Fall laufen Fristen erst ab der vollständigen Erbrin-
gung sämtlicher vom Kunden geschuldeter Mitwir-
kungshandlungen sowie gegebenenfalls ab Eingang
einer vereinbarten Anzahlung. Nachträgliche Ände-
rungswünsche oder verspätet erbrachte Mitwir-
kungshandlungen des Kunden verlängern die Liefe-
rungszeiten angemessen.

2. Wird die von uns geschuldete Lieferung oder Leis-
tung durch unvorhersehbare und von uns nicht zu
vertretende Umstände (z.B. Arbeitskämpfe, Be-
triebsstörungen, Transporthindernisse, Rohmaterial-
mangel, behördliche Maßnahmen – jeweils auch bei
unseren Vorlieferanten – sowie nicht rechtzeitige
Selbstbelieferung) verzögert oder erheblich er-
schwert, so verlängern sich die vereinbarten Liefer-
fristen um die Dauer der Behinderung zuzüglich ei-
ner angemessenen Anlauffrist. Die Lieferfristen ver-
längern sich in gleicher Weise, wenn wir ein kongru-
entes Deckungsgeschäft abgeschlossen haben und
durch unseren Lieferanten ohne unser Verschulden
nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig beliefert
werden und uns auch ein anderweitiger Bezug der
Ware unmöglich oder unzumutbar ist. Dauert die Be-
hinderung länger als zwei Monate an, so sind beide
Seiten berechtigt, hinsichtlich des nicht erfüllten
Teils des Vertrags zurückzutreten. Im Fall der Ver-
längerung der Lieferfrist oder der Befreiung von der
Lieferpflicht nach dieser Bestimmung kann der Kun-
de insofern keinen Schadensersatz verlangen.

3. Kommt der Kunde seinen Kooperations-, Mitwir-
kungs- oder Beistellungsverpflichtungen ganz oder
teilweise nicht nach, verlieren hiervon betroffene
Leistungstermine ihre Verbindlichkeit, insbesondere
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geraten wir nicht in Verzug. Nach erfolgloser Mah-
nung sind wir berechtigt, den uns entstehenden
Schaden einschließlich etwaiger Mehraufwendun-
gen zu verlangen. In diesem Fall geht auch die Ge-
fahr des zufälligen Untergangs oder einer zufälligen
Verschlechterung des Liefergegenstandes in dem
Zeitpunkt auf den Kunden über, in dem dieser in An-
nahmeverzug gerät. Erfüllt der Kunde seine Koope-
rations-, Mitwirkungs- oder Beistellungsverpflichtun-
gen auch innerhalb einer der weiteren Mahnung fol-
genden angemessenen Nachfrist nicht, sind wir dar-
über hinaus berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündi-
gen. Uns stehen in diesem Fall Ersatz- und Vergü-
tungsansprüche zumindest in der sich aus dem Ge-
setz ergebenden Höhe zu; weitergehende Ansprü-
che unsererseits bleiben unberührt. Das gleiche
Recht steht uns für den Fall zu, dass wir infolge der
eingetretenen Verzögerung den Auftrag nicht mehr
in einem angemessenen Zeitraum oder nur zu er-
heblichen höheren Kosten durchführen können, zum
Beispiel wegen anderweitiger Verpflichtungen.

4. Geraten wir aus Gründen, die wir zu vertreten ha-
ben, in Verzug, oder ist unsere Leistungspflicht aus
von uns zu vertretenden Gründen wegen Unmög-
lichkeit nach § 275 Abs. 1 BGB ausgeschlossen
oder können wir die Leistung gemäß § 275 Abs. 2
und 3 BGB verweigern, so haften wir vorbehaltlich
der Haftungsbeschränkungen der Ziffer XI. dieser
AGB, die unberührt bleiben, ausschließlich nach den
gesetzlichen Vorschriften.

VII. Gefahrübergang

1. Die Gefahr des zufälligen Untergangs oder einer zu-
fälligen Verschlechterung des Liefergegenstandes
geht auch dann mit der Absendung auf den Kunden
über, wenn wir die Versendungskosten oder andere
zusätzliche Leistungen übernommen haben oder
eine Teillieferung erfolgt. Auf Ziffer VI.3. Satz 3 die-
ser Bedingungen wird hingewiesen. Soweit eine Ab-
nahme vereinbart oder gesetzlich erforderlich ist, ist
diese für den Gefahrübergang maßgebend. Der
Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der
Kunde im Verzug der Annahme ist.

VIII. Abnahme

1. Soweit unsere Leistungen der Abnahme bedürfen,
ist der Kunde hierzu bei Abnahmereife verpflichtet.
Wegen lediglich unwesentlicher Mängel darf die Ab-
nahme nicht verweigert werden, unbeschadet etwa
bestehender Mängelansprüche des Kunden.

2. Die Abnahme gilt als erteilt, wenn der Kunde die Er-
klärung der Abnahme unter Verstoß gegen vorste-
hende Ziffer 1 oder trotz fristgerechter Aufforderung
die Mitwirkung an einer gemeinsamen Abnahmeprü-
fung verweigert; oder der Kunde nach Durchführung
einer gemeinsamen Abnahmeprüfung nicht unver-
züglich die Abnahme schriftlich erklärt, obwohl die
Leistung abnahmereif ist und er von uns hierzu mit
einer Frist von sieben Werktagen aufgefordert wur-

de, es sei denn, der Kunde spezifiziert innerhalb die-
ser Frist schriftlich die Mängel, aufgrund derer er die
Abnahme verweigert, wobei wir den Kunden bei
Fristbeginn auf die vorgesehene Bedeutung seines
Verhaltens nochmals hinweisen werden.

3. Bei in sich abgeschlossenen Teilleistungen haben
wir einen Anspruch auf Teilabnahmen.

4. Geistige Leistungen gelten als abgenommen, sofern
der Kunde nicht innerhalb von 30 Tagen nach deren
Zugang in schriftlicher Form ausdrücklich schriftlich
Vorbehalte erhebt und hierbei Mängel konkret be-
zeichnet, wobei wir den Kunden bei Fristbeginn auf
die vorgesehene Bedeutung seines Verhaltens
nochmals hinweisen werden. Im Fall eines solchen
Vorbehalts werden wir unsere Leistung überprüfen.
Erweist sich ein Vorbehalt des Kunden als unbe-
rechtigt, so hat er die entstandenen Kosten zu tra-
gen, es sei denn, ihm fällt nur leichte Fahrlässigkeit
zur Last.

IX. Preise und Zahlungen

1. Maßgeblich sind die von uns genannten Preise. So-
fern nicht ausdrücklich anders angegeben, verste-
hen sich sämtliche Preise netto zzgl. Umsatzsteuer
in jeweils gesetzlicher Höhe. Sofern nichts anderes
vereinbart ist, haben wir neben der vereinbarten Ver-
gütung Anspruch auf Erstattung von Auslagen.

2. Ist eine Vergütung nach Stunden- oder Tagessätzen
vereinbart, gelten vorbehaltlich anderweitiger Ver-
einbarung im Einzelfall unsere zum Zeitpunkt der
Leistungserbringung jeweils aktuelle Preislisten. Für
Leistungen, die innerhalb von vier Monaten nach
Vertragsschluss erbracht werden, erfolgt keine
Preiserhöhung.

3. Unsere Rechnungen sind ohne Abzüge nach dem
jeweils vereinbarten Zahlungsplan oder, in Erman-
gelung eines solchen, innerhalb 14 Werktagen nach
Rechnungsstellung zu zahlen. Werden aufgrund
ausdrücklicher Vereinbarungen im Einzelfall
Schecks angenommen, erfolgt dies lediglich erfül-
lungshalber und ebenfalls ohne Abzüge. Etwaige
Diskontspesen sind vom Kunden zu tragen, Scheck-
zahlungen erkennen wir erst dann als Erfüllung an,
wenn die jeweiligen Beträge vorbehaltlos auf unse-
rem Konto gutgeschrieben worden sind. Wir behal-
ten uns das Recht vor, angemessene Abschlags-
zahlungen und Vorschüsse zu verlangen.

4. Stehen uns gegenüber dem Kunden mehrere Forde-
rungen zu, so bestimmen wir, auf welche Schuld die
Zahlung angerechnet wird.

5. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen
dem Kunden nur zu, soweit sein Gegenanspruch
rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. Bei
Mängeln der Lieferung oder Leistung bleiben die
Gegenrechte des Kunden insbesondere gemäß
Ziffer X. 4 dieser AGB unberührt. Außerdem ist er
zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts nur in-
soweit berechtigt, als sein Gegenanspruch auf dem
gleichen Vertragsverhältnis beruht.

6. Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass der
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Kunden seinen Zahlungsverpflichtungen bei Fällig-
keit nicht wird nachkommen können, so sind wir be-
rechtigt, noch ausstehende Lieferungen oder Leis-
tungen nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheits-
leistung auszuführen und nach fruchtlosem Ablauf
einer hierfür gesetzten Frist vom Vertrag zurückzu-
treten; Ziffer VI. 3. dieser AGB gilt entsprechend. Wir
sind in diesen Fällen außerdem berechtigt, einge-
räumte Zahlungsfristen zu widerrufen. Soweit Wech-
sel mit späteren Fälligkeiten laufen, sind wir berech-
tigt, gegen Rückgabe der Wechsel Barzahlung zu
verlangen.

7. Wird nach Vertragsabschluss erkennbar (z.B. durch
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens),
dass unser Kaufpreisanspruch durch mangelnde
Leistungsfähigkeit des Kunden gefährdet wird, so
sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leis-
tungsverweigerung und – ggf. nach Fristsetzung –
zudem zum Rücktritt gemäß § 321 BGB berechtigt.
Im Falle von Sonderanfertigungen können wir den
Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelun-
gen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung blei-
ben unberührt.

X. Mängelansprüche

1. Für die Rechte des Kunden bei Sach- und Rechts-
mängeln gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen
Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Sonder-
vorschriften bei Endlieferung der unverarbeiteten
Ware an einen Verbraucher, auch wenn dieser sie
weiterverarbeitet hat (Lieferantenregress gemäß §§
478 BGB). Ansprüche aus Lieferantenregress sind
ausgeschlossen, wenn die mangelhafte Ware durch
den Kunden oder einen anderen Unternehmer, z.B.
durch Einbau in ein anderes Produkt, weiterverar-
beitet wurde.

2. Die Mängelansprüche des Kunden setzen voraus,
dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und
Rügepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen
ist. Zeigt sich bei der Lieferung, der Untersuchung
oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel,
so ist uns hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu
machen. In jedem Fall sind offensichtliche Mängel,
wie beispielsweise das Fehlen von Komponenten
oder Dokumentationsmaterial, sowie ohne Weiteres
erkennbare Beschädigungen, innerhalb einer Wo-
che nach Eingang der Lieferung und bei der Unter-
suchung nicht erkennbare Mängel innerhalb der
gleichen Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen.
Versäumt der Kunde die ordnungsgemäße Untersu-
chung und/oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung
für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ord-
nungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetz-
lichen Vorschriften ausgeschlossen.

3. Mängelansprüche müssen vom Kunden schriftlich
unter Benennung sämtlicher erkannter Mängel und
unter Angabe der Umstände, unter denen sich diese
gezeigt haben, geltend gemacht werden. Ein Man-
gel liegt nicht vor, wenn sich ein vom Kunden be-

haupteter Fehler nicht reproduzieren lässt. Hat der
Kunde Eingriffe in gelieferte Komponenten, Hard-
oder Software vorgenommen, so bestehen Mängel-
ansprüche des Kunden nur, wenn dieser nachweist,
dass sein Eingriff nicht ursächlich für den Mangel
war.

4. Ist die Lieferung oder Leistung mangelhaft, können
wir zunächst wählen, ob wir Nacherfüllung durch Be-
seitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch
Lieferung einer mangelfreien Sache bzw. Neuerbrin-
gung der betreffenden Leistung (Ersatzlieferung)
leisten. Unser Recht, die Nacherfüllung unter den
gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt
unberührt.

5. Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung
davon abhängig zu machen, dass der Kunde die fäl-
lige Vergütung bezahlt. Der Kunde ist jedoch be-
rechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemes-
senen Teil der Vergütung zurückzubehalten.

6. Der Kunde hat uns die zur geschuldeten Nacherfül-
lung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben,
insbesondere die beanstandete Lieferung zu Prü-
fungszwecken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlie-
ferung hat uns der Kunde die mangelhafte Sache
nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben.
Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der
mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau,
wenn wir ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet
waren.

7. Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung er-
forderlichen Aufwendungen, insbesondere Trans-
port-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf.
Ausbau- und Einbaukosten tragen bzw. erstatten wir
nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung, wenn
tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können
wir vom Kunden die aus dem unberechtigten Man-
gelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten
(insbesondere Prüf- und Transportkosten) ersetzt
verlangen, es sei denn, die fehlende Mangelhaftig-
keit war für den Kunden nicht erkennbar.

8. Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder
eine für die Nacherfüllung vom Kunden zu setzende
angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, stehen
dem Kunden die sonstigen, über die Nacherfüllung
hinausgehenden Gewährleistungsrechte zu. Bei ei-
nem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein
Rücktrittsrecht.

9. Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz bzw.
Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen auch
bei Mängeln nur nach Maßgabe von Ziffer XI. und
sind im Übrigen ausgeschlossen.

10. Bei Standardprodukten von Fremdherstellern, bei
denen wir lediglich einen Vertragsabschluss mit dem
Fremdhersteller vermitteln (Ziffer V. 2. dieser AGB),
richten sich die Mängelansprüche des Kunden nur
gegen den jeweiligen Fremdhersteller; dies gilt auch
bei der Verletzung von Schutzrechten Dritter durch
den Fremdhersteller.
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XI. Haftung und Rücktritt

1. Wir haften nach den gesetzlichen Bestimmungen,
soweit der Kunde Ersatz für vorsätzlich oder grob
fahrlässig verursachte Schäden (einschließlich Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit unserer Vertreter und
Erfüllungsgehilfen) oder für Schäden aus einer Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesund-
heit geltend macht. Darüber hinaus haften wir auch
im Falle von normaler Fahrlässigkeit nach den ge-
setzlichen Bestimmungen, soweit wir eine Vertrags-
pflicht verletzen, deren Erfüllung die ordnungsgemä-
ße Durchführung des Vertrags überhaupt erst er-
möglicht und auf deren Einhaltung der Kunde regel-
mäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten); in die-
sem Fall ist unsere Haftung beschränkt auf den ver-
tragstypischen, vernünftigerweise vorhersehbaren
Schaden. Im Übrigen ist unsere Haftung für Schä-
den ausgeschlossen. Der Haftungsausschluss gilt
auch für die persönliche Haftung unserer gesetzli-
chen Vertreter, Arbeitnehmer und andere Erfüllungs-
gehilfen. Die Haftung nach dem Produkthaftungsge-
setz bleibt von dieser Bestimmung unberührt.

2. Für die Wiederbeschaffung von Daten haften wir
nur, wenn der Kunde sichergestellt hat, dass verlo-
ren gegangene Daten mit vertretbarem Aufwand
wiederhergestellt werden können. Der Kunde ist da-
her verpflichtet, Daten und Programme in Anwen-
dung in adäquaten Intervallen regelmäßig zu si-
chern.

3. Schadensersatzansprüche des Kunden einerlei aus
welchem Rechtsgrund verjähren 12 Monate nach-
dem der Kunde von den anspruchsbegründenden
Umständen Kenntnis erlangt hat, spätestens aber 3
Jahre nach der Pflichtverletzung. Grob fahrlässige
Unkenntnis steht der Kenntnis gleich. Dies gilt nicht,
wenn der betreffende Anspruch auf vorsätzlichem
Verhalten von uns beruht oder es sich um einen An-
spruch wegen der Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit handelt.

4. Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem
Mangel besteht, kann der Kunde nur zurücktreten
oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu
vertreten haben. Ein freies Kündigungsrecht des
Kunden (insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) wird
ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen
Voraussetzungen und Rechtsfolgen.

XII. Verjährung

1. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die
allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus
Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung.
Soweit eine Abnahme vereinbart oder gesetzlich er-
forderlich ist, beginnt die Verjährung mit der Abnah-
me.

2. Handelt es sich bei der Lieferung oder Leistung je-
doch um ein Bauwerk oder eine Sache, die entspre-
chend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein
Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangel-
haftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Ver-

jährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5
Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Un-
berührt bleiben auch weitere gesetzliche Sonderre-
gelungen zur Verjährung (insbes. § 438 Abs. 1 Nr.
1,70 Abs. 3, §§ 444, 445b71 BGB).

3. Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts
gelten auch für vertragliche und außervertragliche
Schadensersatzansprüche des Kunden, die auf ei-
nem Mangel der Lieferung oder Leistung beruhen,
es sei denn die Anwendung der regelmäßigen ge-
setzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im
Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen.
Schadensersatzansprüche des Kunden aus der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesund-
heit sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjäh-
ren jedoch ausschließlich nach den gesetzlichen
Verjährungsfristen.

XIII. Eigentumsvorbehalt

1. Sämtliche gelieferten Waren bleiben bis zur vollstän-
digen Bezahlung sämtlicher Forderungen aus der
Geschäftsverbindung mit dem Kunden unser alleini-
ges Eigentum. Der Kunde hat die in unserem Eigen-
tum stehende Vorbehaltsware pfleglich zu behan-
deln und getrennt von seinen Waren und den Waren
Dritter zu lagern. Der Kunde hat uns auf Verlangen
alle erforderlichen Informationen zur Verfügung zu
stellen, die es uns ermöglichen, die in unserem Ei-
gentum stehende Vorbehaltsware, die sich in sei-
nem Besitz befindet, zu lokalisieren.

2. Der Kunde ist zur Weiterveräußerung der Vorbe-
haltsware im ordentlichen Geschäftsgang berech-
tigt; eine Verpfändung, Sicherungsübereignung oder
sonstige Belastung ist ihm jedoch nicht gestattet.
Die Entgeltforderungen des Kunden gegen seine
Abnehmer aus der Weiterveräußerung der Vorbe-
haltsware sowie diejenigen Forderungen, die ihm
aus einem sonstigen Rechtsgrund gegen seine Ab-
nehmer oder Dritte entstehen (insbesondere Forde-
rungen aus unerlaubter Handlung und Ansprüche
auf Versicherungsleistungen) und zwar einschließ-
lich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent
tritt der Kunde bereits jetzt an uns ab, und zwar un-
abhängig davon, ob die Kaufsache ohne oder nach
Verarbeitung weiterverkauft worden ist; wir nehmen
diese Vorausabtretung hiermit an. Der Kunde ist un-
geachtet der Abtretung bis zu unserem Widerruf er-
mächtigt, die Forderungen gegen seine Abnehmer
einzuziehen. Wir sind zum Widerruf der Einzugser-
mächtigung berechtigt, wenn der Kunde mit seinen
Zahlungsverpflichtungen aus der Geschäftsverbin-
dung mit uns in Verzug gerät oder wenn uns Um-
stände bekannt werden, die die Kreditwürdigkeit des
Kunden erheblich zu mindern geeignet sind (z.B.
Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens,
Zahlungseinstellung, etc.). Liegen die Vorausset-
zungen für einen Widerruf der Einzugsermächtigung
vor, hat uns der Kunde auf unser Verlangen hin un-
verzüglich die abgetretenen Forderungen gegen sei-
ne Abnehmer und deren jeweiligen Schuldner be-
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kanntzugeben, alle zum Einzug der Forderungen er-
forderlichen Angaben zu machen, uns die dazuge-
hörigen Unterlagen auszuhändigen und den Schuld-
nern die Abtretung mitzuteilen. Auch wir selbst sind
zur Abtretungsanzeige an den Schuldner berechtigt,
wenn die vorgenannten Voraussetzungen für den
Widerruf der Einzugsermächtigung vorliegen.

3. Eine etwaige Be- oder Verarbeitung der Vorbehalts-
ware nimmt der Kunde für uns vor, ohne dass für uns
daraus Verpflichtungen entstehen. Das Anwart-
schaftsrecht des Kunden setzt sich an der umgebil-
deten Sache fort. Wird die Vorbehaltsware mit ande-
ren, uns nicht gehörenden Gegenständen verarbei-
tet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen
Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware
zu den anderen verarbeiteten Gegenständen im
Zeitpunkt der Verarbeitung. Gleiches gilt für den Fall,
dass die Vorbehaltsware mit anderen uns nicht ge-
hörenden Gegenständen vermischt oder verbunden
wird. Erwirbt der Kunde das Alleineigentum an der
neuen Sache, weil die ihm gehörenden Gegenstän-
de als Hauptsache anzusehen sind, räumt uns der
Kunde im Verhältnis des Wertes der verarbeiteten
bzw. verbundenen oder vermischten Vorbehaltswa-
re Miteigentum an der neuen Sache ein. Der Kunde
verwahrt die neue Sache unentgeltlich für uns. Wird
die Vorbehaltsware – unabhängig davon, ob eine
Verarbeitung oder Vermischung stattgefunden hat –
zusammen mit anderen Waren weiterveräußert, so
gilt die Vorausabtretung nur in Höhe des Wertes der
Vorbehaltsware, die zusammen mit den anderen
Waren weiterveräußert wird.

4. Sofern wir zur Verwertung der Vorbehaltsware be-
rechtigt sind, kann diese auch freihändig erfolgen.

5. Wir verpflichten uns, die uns nach den vorstehenden
Bestimmungen zustehenden Sicherheiten nach un-
serer Wahl auf Verlangen des Kunden insoweit frei-
zugeben, als der realisierbare Wert der Sicherheiten
die zu sichernden Forderungen nicht nur vorüberge-
hend um mehr als 10 % übersteigt; wir haben dabei
die Wahl, welche Sicherheiten wir freigeben.

6. Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in
die Vorbehaltsware oder die im Voraus abgetretenen
Forderungen hat uns der Kunde unverzüglich unter
Angabe der für eine Intervention notwendigen Unter-
lagen zu unterrichten. Sofern der Dritte die uns in
diesem Zusammenhang entstehenden gerichtlichen
oder außergerichtlichen Kosten nicht zu erstatten
vermag, haftet hierfür der Kunde.

7. Soweit nach den örtlichen Bestimmungen des Staa-
tes, in den die Vertragswaren geliefert werden, ein
effektiver Schutz unseres Eigentums an den Ver-
tragsprodukten das Vorliegen weiterer Vorausset-
zungen, etwa eine Registrierung (unserer Rechte
oder eines Sicherungsrechtes) erfordert, so ist es
die Aufgabe des Kunden, die Rechtslage zu ermit-
teln, uns entsprechend zu informieren und – in Ab-
stimmung mit uns – den Eintritt der Voraussetzun-
gen, etwa die entsprechende Registrierung zu unse-
ren Gunsten zu bewirken.

8. Soweit abweichend von Ziffer XI.3 nicht deutsches

Recht gilt und ein einfacher Eigentumsvorbehalt
oder die Vorausabtretung im Rahmen eines verlän-
gerten Eigentumsvorbehalts nach dem anwendba-
ren Recht unzulässig oder undurchführbar sein soll-
ten, wird der Kunde uns ein nach dem anwendbaren
Recht zulässiges gleichwertiges Sicherungsrecht –
z. B. ein security interest – verschaffen. Gegenstand
und Reichweite dieses Sicherungsrechtes unterlie-
gen der Vereinbarung zwischen den Parteien. Der
Kunde wird uns einen geeigneten Nachweis über ein
solches wirksam zu unseren Gunsten bestelltes Si-
cherungsrecht vorlegen.

XIV. Erfüllungsort und Abtretungsverbot

1. Erfüllungsort ist unser Geschäftssitz, sofern sich
nicht aus der Auftragsbestätigung etwas anderes er-
gibt.

2. Die Abtretung von Ansprüchen, die dem Kunden aus
der Geschäftsverbindung gegen uns zustehen, ist
ausgeschlossen. § 354a HGB bleibt unberührt.

XV. Gerichtsstand und anwendbares Recht

1. Ist der Kunde Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs,
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein
öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist aus-
schließlicher – auch internationaler Gerichtsstand
für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar
oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Ge-
schäftssitz in Aachen. Entsprechendes gilt, wenn
der Kunde Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. Wir sind
jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Er-
füllungsort der Lieferverpflichtung gemäß diesen
AGB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder
am allgemeinen Gerichtsstand des Kunden zu erhe-
ben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbeson-
dere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben
unberührt.

2. Für alle Geschäfts- und die gesamten Rechtsbezie-
hungen zwischen dem Kunden und uns gilt aus-
schließlich das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land; die Anwendung des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen über Verträge über den Internatio-
nalen Warenkauf (CISG) ist ausgeschlossen.

Stand: Oktober 2018


